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Schweiz

Mit Reiner Eichenberger sprachen 
Claudia Blumer und Stefan Häne

Das Unbehagen gegenüber den 
Einwanderern wächst. Wo schmerzt 
Sie die Zuwanderung?
An der Universität ist Zuwanderung 
positiv. Unsere Kinder brauchen die 
bestmögliche Ausbildung, also die bes-
ten Professoren, und das sind sehr oft 
Ausländer. Negativ wird es, wenn das zu-
wanderungsgetriebene Bevölkerungs-
wachstum auf natürliche und politik
gemachte Grenzen trifft, etwa beim Ver-
kehr, beim Energieverbrauch, bei den 
Hauspreisen. Mein Haus wird immer 
älter, aber ich muss dafür immer mehr 
Steuern bezahlen.

Sind 8 Millionen Einwohner  
in der Schweiz zu viel?
Die Bevölkerungsdichte variiert be-
trächtlich. An manchen Orten liesse 
sich  das Land stärker besiedeln als 
heute. Es könnten gut auch 10 Millionen 
Menschen in der Schweiz leben, wenn 
einmal die ganze Infrastruktur angepasst 
ist. Mit dem starken Bevölkerungswachs-
tum wird die Schweiz aber zur per
manenten Baustelle. Zudem ist die 
Gefahr gross, dass wir nun alles mit 
riesigen Kosten ausbauen – den ÖV, 
die  Strassen, die Schulhäuser –, und 
dann erfolgt die Einwanderung anders 
als geplant.

Sie wirken skeptisch. Der Bundesrat 
hingegen betont die positiven 
Auswirkungen der Einwanderung. 
Der Bundesrat betreibt Schönfärberei. 
Dazu gehört seine Behauptung, der 
Arbeitsmarkt reguliere die Zuwande-
rung, es kämen nur so viele Leute, wie 
Stellen geschaffen würden. Das stimmt 
nicht. Viel wichtiger als der Zuwachs 
von Arbeitsplätzen ist die natürliche 
Fluktuation durch Jobwechsel und 
Pensionierungen. So werden pro Jahr 
auch in schlechten Zeiten 400 000 Stel-
len frei. Viele davon werden durch 
Zuwanderer besetzt.

Es wird auch argumentiert, die 
reichen Zuwanderer seien ein Ge-
winn für das Land. Sind sie das?
Gut situierte Einwanderer generieren 
einen fiskalischen Überschuss, aller-
dings oft nur längerfristig. Wenn die Kin-
der noch in die Schule gehen, müssen 
sie und ihre Kinder lange bleiben, bis es 
sich für die Schweiz lohnt.

Die Ecopop-Initiative will die Zu-
wanderung auf jährlich 0,2 Prozent 
der Bevölkerung beschränken, die 
SVP-Initiative verlangt Kontingente. 
Wären das gute Lösungen?
Manche ausländische Arbeitskräfte brau-
chen wir wirklich dringend, aber natür-
lich nicht wie heute eine Nettozuwande-
rung von 80 000 Personen pro Jahr. Or-
ganisieren wir die Einwanderung plan-
wirtschaftlich, geht es jedoch garantiert 
schief. Gesucht ist also eine liberalere, 
nicht diskriminierende Lösung.

Taugt als Vorbild Kanada, das seine 
Einwohner gezielt auswählt?
Natürlich wäre es sinnvoll, diejenigen 
auszuwählen, die einen fiskalischen 
Überschuss oder sonstigen Nutzen ver-
sprechen. Das wäre jedoch diskriminie-
rend und damit ein Angriff auf die bila-
teralen Verträge. Wir müssen uns fra-
gen: Brauchen wir die Verträge?

Ja, sagen der Bundesrat und alle 
grossen Parteien ausser der SVP.
Sprechen Sie mit Politikern! Die wenigs-
ten wissen, was genau die Bilateralen 
sind. Sie reden etwa von Flugrechten. 
Doch die waren für uns wichtig, solange 
die Swissair eine selbstständige Airline 
war. Als Tochter einer deutschen Flug-
gesellschaft und Mitglied einer grossen 
Allianz könnte sie wohl auch ohne Bila-
terale bestens geschäften. Und eine un-
abhängige Schweizer Fluggesellschaft 
erhielte mit einer Tochtergesellschaft in 
der EU wohl die nötigen Flugrechte.

Was ist mit dem Export  
in die EU-Länder?
Der Güterexport ist im Freihandelsab-
kommen geregelt und wird durch die bi-
lateralen Verträge nicht direkt tangiert. 
Der Bundesrat verteidigt die Bilateralen 

auch damit, dass sich heute Schweizer 
Unternehmen im EU-Raum bei allen öf-
fentlichen Ausschreibungen bewerben 
können. Doch die Firmen sind flexibel. 
Wenn sie bei einer Auftragsvergabe nicht 
mehr mitbieten dürften, täten sie dies 
eben über eine EU-Tochter oder ihren 
deutschen Partner, mit dem sie ein Joint 
Venture haben. Der Schweiz ginge es 
wohl auch ohne die Bilateralen gut.

Auf diesen Standpunkt stellt sich 
heute nur die SVP. Warum entsteht 
keine breite Diskussion darüber?
Weil der Bundesrat und grosse Teile der 
Verwaltung nicht daran interessiert 
sind. Sie sind der Ansicht, Einwande-
rung sei gut. Wir müssen deshalb einen 
viel offeneren Diskurs über die tatsäch-
lich zu erwartenden Behinderungen und 
Reaktionsmöglichkeiten führen. 

Sie üben harsche Kritik an der 
bilateralen Politik. Haben Sie 2000 

bei der Abstimmung die bilateralen 
Verträge befürwortet?
Ja, ich sah sie als Alternative zur EU-Mit-
gliedschaft. Ich rechnete, wie die meis-
ten Ökonomen damals, nicht mit so star-
ker Zuwanderung, weil ich den wirt-
schaftlichen Unterschied zwischen den 
EU-Ländern und der Schweiz unter-
schätzte, ebenso die viel tieferen Sprach-
barrieren für die Einwanderung.

Ein Magnet sind die tiefen Steuern, 
etwa für bodenpreistreibende 
Holdings, die ihr ganzes Personal 
aus dem Ausland mitnehmen.
Da wird masslos übertrieben. Das Per
sonal dieser Unternehmungen ist im 
Vergleich zur gesamten Zuwanderung 
minim. Der Hauptmarkt für Zuwanderer 
sind alteingesessene Firmen sowie öf-
fentliche Unternehmungen, denken Sie 
nur an die VBZ oder die SBB. 

Aber die tiefen Steuern sind ein 
wichtiger Grund, hierherzuziehen.
Die Steuern haben einen Einfluss. Der 
Hauptgrund ist aber, dass ein Schweizer 
unter Berücksichtigung des hohen Preis-
niveaus noch immer ein Drittel reicher 
ist als ein Deutscher. Unsere Attraktivi-
tät gründet nicht zuletzt in unserem 
stabilen politischen System.

Das Bruttoinlandprodukt pro Kopf 
ist seit Einführung der Bilateralen 
gleich stark gewachsen wie in den 
Jahren zuvor. Haben uns die Ver-
träge wirtschaftlich nichts genützt?
Eine schwierige Rechnung. In den 90er-
Jahren durchliefen wir nach einer Im-
mobilienkrise eine lange Baisse. Die 
2000er-Jahre lassen sich damit schwer-
lich vergleichen. Da gab es nach sehr gu-
ten Anfangsjahren die Finanz- und Welt-
wirtschaftskrise. Deshalb würde ich 
nicht viel auf solche Vergleiche geben.

Anders gefragt: Wo liegt der Wert 
der Zuwanderung?
Die Einwanderung verändert bezüglich 
Wirtschaftswachstum pro Kopf nichts. 
Weil die Selektion von nützlichen Ein-
wanderern schwierig ist, geht mein Vor-
schlag zur Eindämmung der Einwande-
rung in eine andere Richtung.

Wie sieht Ihr Vorschlag aus? 
Wir würden die Personenfreizügigkeit 
auf alle OECD-Länder ausdehnen – aber 
das Tafelsilber im Besitz des Staates, 
also etwa die Swisscom, Post, National-
bank, die Kantonalbanken, Boden und 
Immobilien, in eine Stiftung einbringen. 
Man könnte es auch Korporation, Ge-
nossenschaft oder Bürgergemeinde nen-
nen. Schweizer und Ausländer, die seit 
langem in der Schweiz leben, wären Teil-
haber: Ihnen würde aus den Gewinnen 
dieser Institutionen ein Teil ihrer Steu-
ern und ihrer Ausbildung bezahlt und 
zusätzliche Sozialleistungen entrichtet. 
Im Gegenzug würden die allgemeinen 
Steuern und Unigebühren erhöht und 
die Sozialleistungen gekürzt.

EU-Bürger müssten höhere Steuern 
und Gebühren zahlen und erhielten 
weniger Sozialleistungen. 
Ist das nicht diskriminierend?
Nein. Innerschweizer Kantone und Bern 
haben das schon 1850 so gemacht. Die 
Schweiz wäre so offen für Zuwanderung 
aus vielen Ländern, nicht nur aus der 
EU. Wer die höheren Steuern und Stu-
diengebühren zahlen will, ist herzlich 
eingeladen, zu Wohlstand und Wohl-
fahrt in der Schweiz beizutragen.

Die Medien würden titeln: «Schweiz 
errichtet Steuerregime für Auslän-
der». Würde der Bundesrat 
den EU-Protesten standhalten?
Die meisten EU-Länder haben das Tafel-

silber auch für die eigene Bevölkerung 
eingesetzt. Nur haben sie es verkonsu-
miert. Wir würden es investieren. Zu-
dem ist die EU nicht so aufgeregt, wie es 
scheint. Sie tut nur so, weil sie hofft, 
dass dann der Bundesrat den Kopf ver-
liert. Darum wäre es fatal, nur einen 
Bundesrat mit der EU verhandeln zu las-
sen. Eine starke Führung ist schwach. 
Bei vielen Entscheidungsträgern kann 
die EU nicht wirklich Druck aufsetzen. 
Nach dieser Logik wäre es das Beste, 
das Bankgeheimnis zu kantonalisieren. 
Wir wollen aber alles zentralisieren und 
machen es dem Gegner so leicht.

Ihr Modell würde zusätzliche 
Körperschaften nach sich ziehen – 
und damit den Staat massiv 
aufblähen. Sie treten doch für einen 
schlanken Staat ein?
Diese Organisationen wären schlank.

Der Trend geht in Richtung Gemein-
defusionen. Sie fordern hingegen 
zahlreiche zusätzliche Gemeinden?
Ich denke an eine eidgenössische und je 
eine kantonale Körperschaft, zwischen 
denen natürlich Freizügigkeit besteht. 
Auf Gemeindeebene sind verschiedene 
Lösungen denkbar.

Was bringt das den Schweizern?
Schweizer profitierten von tiefen Steu-
ern aufgrund der Einnahmen dieser In-
stitutionen. Der Staat müsste, weil er 
diese Einnahmen nicht mehr hat, die 
Steuern erhöhen. Dadurch würden Zu-
wanderer höhere Steuern und Gebüh-
ren zahlen.

Avenir Suisse schlägt neu vor, dass 
Firmen freiwillig eine Abgabe zah-
len, wenn sie einen Ausländer rek-
rutieren. Was halten Sie davon?
Dadurch soll ja die Einstellung von Ein-
heimischen gefördert werden. Je mehr 
Firmen sich daran halten, desto knapper 
werden die einheimischen Arbeitskräfte, 
was ihre Löhne tendenziell steigen lässt 
und ihre Einstellung schwieriger macht. 
Das schwächt die Anreize, an dem Pro-
gramm teilzunehmen, und gibt denjeni-
gen Firmen, die sich nicht an den Vor-
schlag halten, stärkere Anreize, Auslän-
der einzustellen. Deshalb funktioniert 
der Vorschlag nicht.

Auch Ihr System dürfte kaum 
politisch mehrheitsfähig sein. 
Kein noch so guter neuer Vorschlag 
ist sofort mehrheitsfähig.

Ihr Vorschlag würde das Problem 
der hohen Mieten, Raumknappheit 
und Umweltbelastung nicht lösen. 
Richtig. Aber er hat einen entscheiden-
den Vorteil: Die Zuwanderung führt ge-
samtwirtschaftlich – Einheimische und 
Zuwanderer zusammengezählt – zu gros-
sen Gewinnen. Diese würden zugunsten 
der Einheimischen umverteilt.

Wie erklären Sie das einer Zuger 
Familie, die sich ihre Wohnung 
nicht mehr leisten kann?
Das kann man auch cooler sehen. In Zug 
müssen Mittelstandsfamilien tatsächlich 
wegziehen, allerdings nur wenige Kilo-
meter weit. Für Zuger ist das eine neue 
Erfahrung, die Zürcher sind sich das 
längst gewohnt.

Als gut verdienender Professor 
können Sie ohne Bedenken auch 
Kostenwahrheit beim ÖV fordern.
Es ist nicht einsehbar, weshalb der 
Verkehr so massiv subventioniert wird. 
Warum nicht Handys oder Kleider?

Hinter der Förderung steht nicht 
zuletzt der Umweltschutzgedanke.
Auch der ÖV ist umweltzerstörerisch. 
Wir dürfen die Bahn jetzt nicht aus-
bauen, sondern müssen unbedingt auf 
Kostenwahrheit setzen. Wer sich dann 
das Zugfahren nicht mehr leisten kann, 
soll beispielsweise ein paar Tageskarten 
erhalten, damit er die Grossmutter wei-
terhin besuchen kann.

Sie untergraben so die Solidarität 
in der Schweiz.
Nein, das Gegenteil trifft zu. Die Sub
ventionen verursachen viel grössere 
Kosten als Nutzen. Sie untergraben un
seren Wohlstand und die Solidarität.

«Ausländer sollen höhere Steuern zahlen»
Die Zuwanderung sei zu hoch, sagt der Ökonom Reiner Eichenberger. Er schlägt deshalb ein System vor, das Schweizer bevorteilt. 
Damit sollen die Abgaben für Ausländer erhöht, die Sozialleistungen gekürzt werden.

«Gewinne zugunsten der Einheimischen umverteilen»: Neue Ideen bräuchten Zeit, sagt Ökonom Eichenberger. Foto: Reto Oeschger

«Der Bundesrat  
und grosse Teile der 
Verwaltung sind nicht an 
einer Diskussion über die 
Bilateralen interessiert.»

Reiner Eichenberger ist seit 15 Jahren 
Inhaber des Lehrstuhls für Theorie der 
Finanz- und Wirtschaftspolitik an der Uni
versität Freiburg. Bis 2006 war er neben- 
amtlicher Richter in der eidgenössischen 
Rekurskommission für Wettbewerbsfragen. 
Der 52-Jährige lebt mit seiner Familie  
in der Nähe von Zürich. (bl)

Reiner Eichenberger 
Professor und ehemaliger Richter


